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A. Zielsetzung 

Die Richtlinie 95/47/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 24. Oktober 1995 über die Anwendung von Normen 
für die Übertragung von Fernsehsignalen bedarf der Umsetzung 
in deutsches Recht. Die von der Richtlinie verfolgten Ziele sind 
insbesondere: 

- Festschreibung des Bezugs-Formates 16 :9 für Breitbildschirm

-

Fernsehdienste nebst Anforderungen an die entsprechenden 
Übertragungssysteme, damit deren Informationsgehalt aus-
reicht, auf den dafür ausgerüsteten Empfängern ein Vollbild mit 
voller vertikaler Auflösung darzustellen. 

- Vorschriften über die Verwendung gemeinsamer Normen für 
die digitale Übertragung von Fernsehdiensten. 

- Festlegung im Zusammenhang mit der Zugangsberechtigung 
zu digitalen Fernsehdiensten. 

- Anforderungen an  Fernsehempfänger und andere Geräte der 
Unterhaltungselektronik, die zum Empfang der zu fördernden 
Fernsehdienste bestimmt sind. 

- Vorschriften wettbewerbsrechtlicher A rt  über den angemesse-
nen, chancengleichen und diskriminierungsfreien Zugang zu 
der entsprechenden Technologie, insbesondere im Hinblick auf 
den Empfang digitaler Fernsehdienste mit Zugangsberechti-
gung mittels Dekodern und die Vergabe von Lizenzen für die 
Technologie der Zugangsberechtigung. 

B. Lösung 

Für die Umsetzung der Richtlinie 95/47/EG über die Anwendung 
von Normen für die Übertragung von Fernsehsignalen in deut-
sches Recht ist ein Gesetz erforderlich. 
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C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten der öffentlichen Haushalte 

Durch das Gesetz werden die öffentlichen Haushalte nicht mit zu-
sätzlichen Kosten belastet. 

E. Sonstige Kosten 

Die Schaffung verbindlicher technischer Standards wird bei eini

-

gen davon betroffenen Unternehmen, Anbietern von Fernseh

-

diensten und Geräteherstellern, die sich bisher an anderen Nor-
men orientiert haben, zu zusätzlichen Umstellungskosten führen. 
Nennenswerte Auswirkungen auf das Niveau der Verbraucher-
preise sind davon jedoch nicht zu erwarten, da das Gesetz zu-
gleich durch die Schaffung der Voraussetzungen für einen effekti-
ven Wettbewerb eine preisdämpfende Wirkung haben wird. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

031 (324) - 262 51- Fe 12/97 
Bonn, den 19. März 1997 

An die 
Präsidentin des 
Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über die Anwendung von Normen für die Übertra-
gung von Fernsehsignalen (Fernsehsignalübertragungs-Gesetz - FÜG) 

mit Begründung (Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Post und Telekommunikation. 

Der Bundesrat hat in seiner 706. Sitzung am 29. November 1996 gemäß Artikel 76
-

Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf, wie aus Anlage 2 
ersichtlich, Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist in 
der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Dr. Helmut Kohl 
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Entwurf eines Gesetzes über die Anwendung von Normen für die Übertragung 
von Fernsehsignalen (Fernsehsignalübertragungs-Gesetz - FÜG) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

§1 

Anwendungsbereich 

Dieses Gesetz dient der Förderung und der Ent-
wicklung fortgeschrittener Fernsehdienste sowie 
dem chancengleichen Zugang zu fortgeschrittener 
Fernsehtechnologie. Es dient zugleich der Umset-
zung der Richtlinie 95/47/EG des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 24. Oktober 1995 über 
die Anwendung von Normen für die Übertragung 
von Fernsehsignalen (ABl. EG Nr. L 281 S. 51). 

§2 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Gesetzes ist 

1. fortgeschrittener Fernsehdienst 

a) ein mit PAL oder SECAM kompatibler nicht voll 
digitaler Fernsehdienst im Breitbildschirmformat, 

b) ein nicht voll digitaler Fernsehdienst im Breit-
bildschirmformat mit 625 Zeilen (D2-MAC) 
oder hochauflösend mit 1 250 Zeilen (HD

-

MAC) und 

c) ein voll digitaler Fernsehdienst; 

2. Breitbildschirmformat ein Fernsehformat mit Bild-
schirmseitenverhältnis 16 : 9 (Bildbreite zu Bildhö-
he); 

3. ein Übertragungssystem ein System zur Übertra-
gung von Fernsehbild-, Fernsehton- und Fernseh-
datensignalen zwischen Signalquellen und -sen-
ken. Ein digitales Übertragungssystem umfaßt fol-
gende Bestandteile: Erzeugung von Programmsi-
gnalen (Quellenkodierung der Audio- und der Vi-
deo-Signale, Multiplexen der Signale) sowie An-
passung an die Übertragungsmedien (Kanalkodie-
rung, Modulation und gegebenenfalls Verteilung 
der Energie); 

4. ein Zugangsberechtigungssystem ein System zur 
Verschlüsselung von Fernsehsignalen und zur 
Realisierung des Zugangs zu diesen Signalen; 

5. Programmverteiler jeder, der auf vertraglicher 
Grundlage den Zugang zu Fernsehprogrammen 
für Fernsehzuschauer anbietet. 

§3 

Übertragungssysteme für Fernsehdienste 

(1) Anbieter von fortgeschrittenen Fernsehdien-
sten, die zu Fernsehzuschauern übertragen werden, 
müssen 

1. für Fernsehdienste im Breitbildschirmformat mit 
625 Zeilen, die nicht voll digital sind, das 16 : 9-D2-
MAC-Übertragungssystem oder ein 16 : 9-Übertra-
gungssystem, das mit PAL oder SECAM voll kom-
patibel ist, verwenden, 

2. für hochauflösende Fernsehdienste, die nicht voll 
digital sind, das HD-MAC-Übertragungssystem 
verwenden und 

3. für voll digitale Fernsehdienste ein Übertragungs-
system verwenden, das von einer anerkannten eu-
ropäischen Normungsorganisation genormt wor-
den ist. 

Das Bundesministerium für Post und Telekommuni-
kation legt durch Rechtsverordnung fest, welche 
Normen die Voraussetzungen gemäß Satz 1 Nr. 3 er-
füllen. Es übernimmt dabei die von einer anerkann-
ten europäischen Normenorganisation geschaffenen 
Normen. 

(2) Anbieter von Fernsehdiensten und Betreiber 
von Fernseh-Verteilsystemen müssen bei der Benut-
zung voll digitaler Übertragungssysteme, die für die 
Verteilung von Fernsehdiensten für die Öffentlich-
keit zur Verfügung stehen, Systeme verwenden, die 
für die Verteilung von Diensten im Breitbildschirm

-

format 16 : 9 geeignet sind. 

§ 4 

Verteilung von Breitbildschirm-Fernsehdiensten 

Betreiber von Kabelfernsehsystemen müssen Breit-
bildschirm-Fernsehdienste im Format 16 : 9, die zur 
Weiterverteilung empfangen werden, zumindest im 
Breitbildschirmformat 16 : 9 weiterverteilen. 

§5 

Fernsehgeräte, Fernsehempfänger und Geräte, 
die verwürfelte digitale Signale dekodieren können 

(1) Alle zum Verkauf oder zur Miete angebotenen 
Fernsehgeräte mit einem integ rierten Bildschirm, 
dessen sichtbare Bildschirmdiagonale 42 cm über-
schreitet, müssen mindestens mit einer von einer an-
erkannten europäischen Normungsorganisation ge-
normten Anschlußbuchse für offene Schnittstellen 
ausgerüstet sein, die den einfachen Anschluß von Pe-
ripheriegeräten, insbesondere von zusätzlichen De-
kodern und Digitalempfängern, ermöglicht. 

(2) Fernsehempfänger mit einem integ rierten digi-
talen Dekoder müssen den Einbau von mindestens 
einer von einer anerkannten europäischen Nor-
mungsorganisation genormten Steckbuchse erlau-
ben, die den Anschluß von Zugangsberechtigungssy- 
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stemen und anderen Elementen eines digitalen Fern-
sehdienstes an den digitalen Dekoder ermöglicht. 

(3) Alle Geräte der Unterhaltungselektronik, die 
verkauft, vermietet oder in anderer Weise zur Verfü-
gung gestellt werden und die verwürfelte digitale 
Fernsehsignale dekodieren können, . müssen in der 
Lage sein, 

1. solche Signale entsprechend einem Verwürflungs-
Algorithmus zu dekodieren, der innerhalb des ge-
meinsamen europäischen Marktes allgemein ver

-

wendbar ist und dem Stand der Technik ent-
spricht, und 

2. Signale, die unverschlüsselt übertragen worden 
sind, wiederzugeben. Bei vermieteten Geräten 
muß dies nur gegeben sein, wenn der Mieter den 
Mietvertrag einhält. 

Die Anforderungen nach Nummer 1 gelten als erfüllt, 
wenn das Gerät einen Verwürfelungs-Algorithmus 
enthält, der von einer anerkannten europäischen 
Normenorganisation verwaltet wird. 

§ 6 

Zugangsberechtigungssysteme 
für digitale Fernsehdienste 

(1) Anbieter und Verwender von Zugangsberechti-
gungssystemen müssen diese unabhängig vom Über-
tragungsweg so ausgestalten, daß die Systeme die er-
forderlichen technischen Möglichkeiten für eine ko

-

stengünstige Übergabe der Kontrollfunktionen an 
den Kopfstellen der Kabelnetze aufweisen, um den 
Kabelfernsehbetreibern auf lokaler und regionaler 
Ebene eine vollständige Kontrolle der  Dienste zu er-
möglichen, die solche Zugangsberechtigungssy-
steme verwenden. 

(2) Die Ausübung der Kontrollfunktion nach 
Absatz 1 darf keine Unterbrechung von Programmen 
für berechtigte Kunden nach sich ziehen. Sie berech-
tigt nicht zur Erhebung oder Verarbeitung personen-
bezogener Daten der Kunden des Kabelfernsehbe-
treibers. 

§ 7 
 Anbieten von Diensten mit Zugangsberechtigung 

(1) Anbieter von Diensten mit Zugangsberechti-
gung, die unabhängig vom Übertragungsweg, Zu-
gangsdienste zu digitalen Fernsehdiensten herstellen 
und vermarkten, müssen 

1. allen Rundfunkveranstaltern zu chancengleichen, 
angemessenen und nichtdiskriminierenden Bedin-
gungen technische Dienste anbieten, die es ge-
statten, daß deren digitale Fernsehdienste von zu-
gangsberechtigten Fernsehzuschauern mit Hilfe 
von Dekodern, die von den Anbietern von Dien-
sten verwaltet werden, empfangen werden können, 

2. in bezug auf ihre Tätigkeit als Anbieter von Dien-
sten mit Zugangsberechtigung eine getrennte 
Rechnungsführung haben. 

(2) Die Verpflichtung der Anbieter zur Einhaltung 
des nationalen und europäischen Wettbewerbsrech-
tes bleibt hiervon unberührt. 

(3) Anbieter von digitalen Fernsehdiensten können 
Ansprüche gegen Anbieter von Diensten mit Zu-
gangsberechtigung, gestützt auf Absatz 1, und ge-
gen die Anbieter und Verwender von Zugangsbe-
rechtigungssystemen, gestützt auf § 6, nur dann gel-
tend machen, wenn die von ihnen angebotenen 
Dienste mit diesem Gesetz und mit den für diese An-
bieter unmittelbar geltenden europäischen Rechts-
vorschriften übereinstimmen. 

§8 

Tarifliste 

Jeder Programmverteiler ist verpflichtet, unverzüg-
lich nach Aufnahme seiner Tätigkeit eine Tarifliste zu 
veröffentlichen, in der auch berücksichtigt wird, ob 
Zusatzgeräte bereitgestellt werden. Die Veröffentli-
chung erfolgt im Bundesanzeiger. Vor Abschluß ei-
nes Vertrages über den Empfang von Fernsehpro-
grammen gegen Entgelt ist dem Fernsehzuschauer 
ein Abdruck der Tarifliste auszuhändigen. 

§ 9 
 Vergabe von Lizenzen für die Technologie 

der Zugangsberechtigung 

(1) Vergibt ein Inhaber von gewerblichen Schutz-
rechten an Zugangsberechtigungssystemen und -pro-
dukten Lizenzen an Hersteller von Kundengeräten, 
muß dies zu chancengleichen, angemessenen und 
nichtdiskriminierenden Bedingungen geschehen. 

(2) Bei der Vergabe von Lizenzen dürfen techni-
sche und kommerzielle Faktoren berücksichtigt wer-
den. 

(3) Der Rechtsinhaber darf die Vergabe nicht an 
Bedingungen knüpfen, mit denen der Einbau 

1. einer gemeinsamen Schnittstelle, die den An-
schluß auch mehrerer anderer Zugangssysteme er-
möglicht, oder 

2. von anderen Elementen, die einem anderen Zu-
gangssystem eigen sind, 

in ein Gerät untersagt, verhindert oder erschwert 
werden soll, sofern der Lizenznehmer vernünftig und 
angemessen die Sicherheitsbelange der Anbieter 
derartiger Zugangsberechtigungssysteme berück-
sichtigt. 

§ 10 

Schadensersatz 

(1) Anbieter von Waren, Rechten oder Dienstlei-
stungen, die vorsätzlich oder fahrlässig gegen die Be-
stimmungen dieses Gesetzes verstoßen, sind ihren 
Vertragspartnern zum Schadensersatz verpflichtet. 

(2) Der Schadensersatzanspruch umfaßt pauschal 
15 vom Hundert des vertraglich vereinbarten Entgel- 
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tes. Daneben bleiben die Geltendmachung eines hö-
heren Schadens m d ein Anspruch auf eine den ge-
setzlichen Bestimmungen entsprechende Leistung 
unberührt. 

(3) Ist ein Vertragsverhältnis wegen eines Versto-
ßes eines Diensteanbieters gegen § 6 oder § 7 oder 
eines Inhabers von gewerblichen Schutzrechten ge-
gen § 9 nicht zustande gekommen, so ist der Versto-
ßende zum Ersatz des Schadens verpflichtet, den der 
andere Teil dadurch erleidet, daß er auf die Einhal

-

tung dieser Bestimmungen vertraut. Weitergehende 
Ansprüche, insbesondere auch solche auf Unterlas-
sung des Verstoßes, bleiben unberüh rt . 

§11 

Schlichtungsverfahren 

(1) Jeder, der durch die Bestimmungen der §§ 5 
bis 9 berechtigt oder verpflichtet wird, kann zur Bei-
legung ungelöster Streitfragen in bezug auf die An-
wendung dieser Vorschriften die Schlichtungsstelle 
anrufen. Die Anrufung erfolgt schriftlich. 

(2) Die Schlichtungsstelle wird beim Bundesmini-
sterium für Post und Telekommunikation oder einer 
seiner nachgeordneten Behörden errichtet. Sie be-
steht aus einem Vorsitzenden und zwei Beisitzern. 
Das Bundesministerium für Post und Telekommuni-
kation regelt die Errichtung und Besetzung der 
Schlichtungsstelle und erläßt eine Verfahrensord-
nung. Die Errichtungsanordnung, die Besetzungsan-
ordnung und die Verfahrensordnung sind im Amts-
blatt des Bundesministeriums für Post und Telekom

-

munikation zu veröffentlichen. 

(3) Die Schlichtungsstelle hat die am Streitfalle Be-
teiligten zu hören. Sie bestimmt das Verfahren im 
Rahmen der Verfahrensordnung nach billigem Er-
messen. Das Verfahren ist transparent, zügig und ko-
stengünstig zu gestalten. 

(4) Die Schlichtungsstelle kann im Rahmen des Er-
forderlichen Sachverständige und Zeugen hören. Sie 
kann die Kommission der Europäischen Gemein-
schaften auffordern, eine Stellungnahme bezüglich 
der Anwendung des Vertrages zur Gründung der Eu-
ropäischen Gemeinschaft abzugeben. Sie kann diese 
Maßnahmen von der Zahlung eines Auslagenvor-
schusses abhängig machen. 

(5) Das Ergebnis des Schlichtungsverfahrens ist 
schriftlich festzuhalten. Sofern dies zur Vermeidung 
eines gerichtlichen Rechtsstreites geeignet erscheint, 
kann die Schlichtungsstelle den Beteiligten einen Ei-
nigungsvorschlag unterbreiten. Erklären sich alle Be-
teiligten schriftlich mit dem Schlichtungsspruch ein-
verstanden, so hat dieser die Wirkung eines Gütever-
gleiches im Sinne von § 794 Abs. 1 Nr. 1 der Zivilpro-
zeßordnung. Die §§ 795 und 797a Abs. 1 bis 3 der Zi-
vilprozeßordnung finden auf den Schlichtungsspruch 
entsprechende Anwendung. 

(6) Für das Schlichtungsverfahren werden Kosten 
von dem oder den Anrufenden (Gebühren und Aus-

gaben) erhoben. Die Gebühr für das Schlichtungs-
verfahren beträgt 0,1 vom Hundert des Wertes der 
Streitfrage, mindestens jedoch 40 Deutsche Mark. 
Über die Pflicht zur Erstattung von Auslagen der Be-
teiligten entscheidet die Schlichtungsstelle unter Be-
rücksichtigung des Sach- und Streitstandes nach bil-
ligem Ermessen. Die Entscheidung nach Satz 3 ist in 
den Schlichtungsvorschlag nach Absatz 5 Satz 2 auf-
zunehmen. Im übrigen finden die §§ 8 bis 21 des Ver-
waltungskostengesetzes Anwendung. 

(7) Das Schlichtungsverfahren schließt die Gel-
tendmachung von Ansprüchen auf dem Rechtsweg 
nicht aus. Die Befugnis des Absatzes 4 Satz 2 steht 
auch den Gerichten zu. 

§ 12 

Bußgeldvorschriften 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. entgegen § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, 2 oder 3 in Ver-
bindung mit einer Rechtsverordnung nach Satz 2 
ein Übertragungssystem nicht oder nicht richtig 
verwendet, 

2. entgegen § 4 einen Breitbildschirm-Fernsehdienst 
nicht oder nicht richtig weiterverteilt oder 

3. entgegen § 8 Satz 1 eine Tarifliste nicht, nicht rich-
tig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig veröf-
fentlicht. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld-
buße bis zu fünfzigtausend Deutsche Mark geahndet 
werden. 

(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 
Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist 
das Bundesministerium für Post und Telekommuni-
kation. § 36 Abs. 3 des Gesetzes über Ordnungswid-
rigkeiten gilt entsprechend. 

§ 13 

Übergangsvorschriften 

(I) Die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes bereits an-
gebotenen fortgeschrittenen Fernsehdienste müssen 
die Anforderungen des § 3 spätestens neun Monate 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes erfüllen. 

(2) Erstmals in den Verkehr gebrachte Fernsehge-
räte, Fernsehempfänger und sonstige Geräte der Un-
terhaltungselektronik im Sinne des § 5 müssen die dort 

 genannten Anforderungen spätestens 18 Monate 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes erfüllen. 

§14 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün-
dung in Kraft. 
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Begründung 

I. Allgemeiner Teil 

Zur Lage auf dem deutschen und europäischen 
Fernsehmarkt 

Fernsehen wird in Deutschland und der Euro-
päischen Union derzeit ganz überwiegend im For-
mat 4 : 3 (Bildschirmbreite zu Bildschirmhöhe) an

-geboten, wobei verschiedene Übertragungssysteme 
- in Deutschland das PAL-System - benutzt werden. 
Es ist seit längerem erklärtes Ziel der Europäischen 
Gemeinschaft, zur Förderung der europäischen Kon-
sumelektronik und der europäischen Fernseh- und 
Filmindustrie einen verbindlichen Rahmen für die 
Einführung neuer Fernsehtechnologie festzulegen. 
Dabei handelt es sich zum einen um die Einführung 
des in der Filmindustrie gebräuchlichen Breitbild-
schirmformates 16:9, zum anderen um die Förde-
rung und Verbreitung hochauflösender und digitaler 
Fernsehdienste nebst der zugehörigen Übertra-
gungssysteme. 

Zweck des Gesetzes 

Die Richtlinie 95/47/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 24. Oktober 1995 über die 
Anwendung von Normen für die Übertragung von 
Fernsehsignalen (Fernsehsignalübertragungsricht-
linie) wurde am 23. November 1995 im Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften Nr. L 281 Seite 54 ver-
öffentlicht und damit in Kraft gesetzt. Durch Arti-
kel 8 Abs. 1 der Richtlinie wird die Bundesrepublik 
Deutschland verpflichtet, innerhalb von neun Mona-
ten die erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften zu erlassen. Der vorliegende Gesetzentwurf 
dient der Erfüllung dieser Rechtssetzungsverpflich-
tung. 

Notwendigkeit eines neuen Gesetzes 

Da die Richtlinie eine Fülle von Vorgaben trifft, die 
Rechtspflichten für Anbieter von Fernsehdiensten 
oder Hersteller von Fernsehgeräten beinhalten, be-
durfte es einer Umsetzung in Gestalt eines förmli-
chen Gesetzes. Dieses muß als eigenständiges Ge-
setz ergehen, weil einerseits bislang kaum Rechtsvor-
schriften bezüglich der technischen Ausgestaltung 
der Fernsehsignalübertragung existieren, die zu er-
lassenden Vorschriften andererseits auch über diesen. 
Rahmen hinausgehen und wettbewerbsrechtlichen 
Charakter besitzen, sie sich aber drittens nicht auf 
jede Art  von Fernsehdiensten bzw. Fernsehgeräten 
beziehen, sondern sich auf einen abgrenzbaren 
Kreis, die sogenannten Fortgeschrittenen Fernseh-
dienste und die zu deren Empfang bestimmten Ge-
räte beziehen. Vor diesem Hintergrund kann die Um-
setzung der Richtlinie in sinnvoller Weise nicht durch 
Novellierung von Einzelvorschriften erfolgen. 

Inhalt des Gesetzes 

Das Gesetz entspricht den Vorgaben der Richtlinie. 
Neben der Erfüllung der Pflicht zur Einhaltung des 
europäischen Rechts sollen überflüssige nationale 
Zusatzregelungen vermieden werden und das Ziel 
eines reibungslosen Funktionierens des europäi-
schen Binnenmarktes bei der Einführung neuer 
Fernsehtechnologie und neuer Fernsehdienste geför-
dert werden. Zu diesem Zweck werden im wesentli-
chen folgende Regelungen getroffen: 

- Festschreibung des Bezugs-Formates 16 : 9 für 
Breitbildschirm-Fernsehdienste nebst Anforderun-
gen an die entsprechenden Übertragungssysteme, 
damit deren Informationsgehalt ausreicht, auf den 
dafür ausgerüsteten Empfängern ein Vollbild mit 
voller vertikaler Auflösung darzustellen. 

- Vorschriften über die Verwendung gemeinsamer 
Normen für die digitale Übertragung von Fernseh-
diensten. 

- Festlegungen im Zusammenhang mit der Zu
-

gangsberechtigung zu digitalen Fernsehdiensten. 

- Anforderungen an Fernsehempfänger und andere 
Geräte der Unterhaltungselektronik, die zum 
Empfang der zu fördernden Fernsehdienste be-
stimmt sind. 

- Vorschriften wettbewerbsrechtlicher Art  über den 
angemessenen, chancengleichen und diskriminie-
rungsfreien Zugang zu der entsprechenden Techno-
logie, insbesondere im Hinblick auf den Empfang 
digitaler Fernsehdienste mit Zugangsberechtigung 
mittels Dekodern und die Vergabe von Lizenzen 
für die Technologie der Zugangsberechtigung. 

Daneben war die Schaffung von Bestimmungen er-
forderlich, welche die praktische Wirksamkeit des 
Gesetzes sicherstellen, was durch die von der Richtli-
nie vorgegebene Schaffung einer Schlichtungsstelle, 
durch erleichterte Geltendmachung von Schadenser-
satzansprüchen bei Verstoß gegen gesetzliche Vor-
gaben und durch entsprechende Ordnungswidrig-
keitstatbestände erreicht werden soll. 

Kosten 

Die Schaffung verbindlicher technischer Standards 
wird bei einigen davon be troffenen Unternehmen, 
Anbietern von Fernsehdiensten und Geräteherstel-
lern, die sich bisher an anderen Normen orientiert 
haben, zu zusätzlichen Umstellungskosten führen. 
Nennenswerte Auswirkungen auf das Niveau der 
Verbraucherpreise sind davon jedoch nicht zu erwar-
ten, da das Gesetz zugleich durch die Schaffung der 
Voraussetzungen für einen effektiven We ttbewerb 
eine preisdämpfende Wirkung haben wird. 

Durch das Gesetz werden die öffentlichen Haushalte 
nicht mit zusätzlichen Kosten belastet. 
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Il. Besonderer Teil 

Zu § 1 

Die Vorschrift beschränkt den Anwendungsbereich 
des Gesetzes auf bestimmte Fernsehdienste und 
unterstreicht den wettbewerbsrechtlichen Charakter 
einer Vielzahl der folgenden Regelungen. Sie grenzt 
das Gesetz damit zugleich klar von rundfunkrecht-
lichen Regelungen ab. 

Die Bezugnahme auf die EG-Richtlinie ist wegen 
deren Artikel 8 Abs. 1 erforderlich. 

Zu § 2 

Die Definition zentraler Begri ffe ist im Interesse der 
Rechtssicherheit erforderlich. 

Inhaltlich sind die Definitionen weitgehend von tech-
nischen Kriterien und der Terminologie der Richtlinie 
95/47/EG vorgegeben, wobei auf die Wiederholung 
der inhaltlichen Anforderungen, welche die Richt-
linie an Fernsehdienste stellt, verzichtet wurde. Diese 
sind in den §§ 3ff. geregelt. 

Bezüglich der in Nummer 1 Buchstabe b definierten 
Dienste ist darauf hinzuweisen, daß es sich hierbei 
um nicht mit PAL oder SECAM kompatible Dienste 
handelt. 

Die Definition in Nummer 3 meint weder interne 
Übertragungssysteme noch Zuspielungen an Fern-
sehstudios noch Programminhalte. Es ist tatsächlich 
die Verteilung der Energie im Kanal und nicht die 
Verteilung von Fernsehsignalen gemeint. 

Auf eine eigenständige Defini tion des Begriffs ,,Fern-
sehdienst" wurde verzichtet, da schon durch die Be-
nutzung dieses Terminus klar ist, daß es sich insoweit 
nicht um die Programmgestaltung handelt und der 
Begriff für künftige technische Entwicklungen und 
Erweiterungen des Dienstleistungsangebotes offen-
gehalten werden soll. 

Zu § 3 

Die Vorschrift beruht auf Artikel 2 der Richtlinie und 
lehnt sich eng an deren Wortlaut an. Ziel der Vor-
schrift ist es, für die künftige fortschrittliche Fernseh-
technologie das von der Richtlinie vorgegebene 
Breitbildschirmformat 16:9 für diejenigen Fernseh-
dienste vorzuschreiben bzw. zu ermöglichen, welche 
als fortgeschrittene Dienste angeboten werden und 
sich an den Endverbraucher, also den Fernsehzu-
schauer richten. 

Für voll digitale Dienste sieht der Artikel 2 Buch-
stabe c der Richtlinie zwingend die Benutzung eines 
Übertragungssystems vor, das von einer anerkannten 
europäischen Normenorganisation genormt worden 
ist, um einen europaweiten einheitlichen Standard 
herbeizuführen. Weil solche Normen zur Zeit noch 
nicht existieren, konnten diese im Gesetzestext noch 
nicht benannt werden, sondern mußten einer Rechts-
verordnung des zuständigen Bundesministeriums 
vorbehalten bleiben. Da die Europäische Gemein-
schaft gemäß der Vorgaben in Artikel 2 Buchstabe c 
Abs. 1 der Richtlinie als Voraussetzung für einen 

effektiven und freien We ttbewerb eine Normierung 
durch eine anerkannte europäische Normenorgani-
sation bei der Markteinführung digitaler Systeme für 
unverzichtbar hält, mußte der Verordnungsgeber da-
bei an die Übernahme der noch zu schaffenden Nor-
men gebunden werden. Ihm verbleibt insoweit ein 
eigenes Ermessen, als er weitere Normen benennen 
kann, welche die genannten Voraussetzungen erfüllen. 

Absatz 2 entspricht Artikel 2 Buchstabe c der Richt-
linie. Interne Übertragungssysteme der Dienstean-
bieter und Übertragungssysteme für die Contribu tion 
sind hiervon nicht erfaßt. Die Formulierung der Vor-
schrift läßt die Benutzung zeit- und inhaltsgleicher 
Programme in analoger und digitaler Form und die 
Beibehaltung des 4 :3-Formates für den analogen 
Zweig zu. 

Zu § 4 

Die Vorschrift entspricht Artikel 5 der Richtlinie und 
richtet sich an. die Betreiber von Kabelfernsehsyste-
men. Sie dient dem Schutz der Anbieter von Breit-
bildschirmdiensten, in dem sie die Weiterverbreitung 
in diesem Format vorschreibt, und kann als Schutz-
gesetz im Sinne von § 823 Abs. 2 BGB verstanden 
werden. 

Zu § 5 

Die Vorschrift faßt unterschiedliche Vorgaben der 
Richtlinie in bezug auf Eigenschaften, welche die 
zum Fernsehempfang erforderlichen Kundengeräte 
aufweisen müssen, zusammen. Gemeinsames Ziel 
dieser Bestimmungen ist es, den Anbietern fortge-
schrittener Fernsehdienste die Möglichkeit zu eröff

-

nen, durch die Benutzung entsprechender genormter 
Technik einen breiten Zuschauerkreis erreichen zu 
können. Zu diesem Zweck wird für alle Kundengers-
te, die für den Empfang fortgeschrittener Fernseh-
dienste konzipiert sind, der Einbau mindestens einer 
europaweit genormten Technik vorgeschrieben. Der 
Einbau zusätzlicher, individuell gewählter Technik 
bleibt unbenommen. Die Vorschrift enthält keine 
Verpflichtung für Diensteanbieter, diese genormte 
Technik zu nutzen. 

Absatz 1 entspricht Artikel 3 der Richtlinie, Absatz 2 
entspricht Artikel 4 Buchstabe d Abs. 2 der Richt-
linie. Da in beiden Fällen bereits verschiedene euro-
paweit gültige Normen für Buchsen existieren, 
konnte ohne Gefährdung des Regelungszieles auf 
die Benennung bestimmter Normen verzichtet werden. 

Absatz 3 entspricht Artikel 4 Buchstabe a der Richtli-
nie. Ziel dieser Bestimmung ist es sicherzustellen, 
daß alle Anbieter von ,,Pay-TV"-Diensten grundsätz-
lich allen Kunden digitaler „Pay-TV " -Dienste in der 
Europäischen Gemeinschaft ihre Programme liefern 
können. Zu diesem Zweck sieht die Richtlinie zwin-
gend vor, daß die entsprechenden Geräte mindestens 
einen europäisch einheitlichen Verwürfelungs-Algo-
rithmus einer europäischen Normenorganisation ent-
halten müssen. Da diese technischen Vorgaben der-
zeit noch nicht existieren und sie sich auch einer 
statischen Regelung durch eine Rechtsverordnung 
entziehen, mußten die Anforderungen zunächst in 
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Nummer 1 abstrakt formuliert werden. Satz 2 erklärt 
diese Anforderungen sodann bei Verwendung ent-
sprechender Technik  als erfüllt. 

Zu § 6  

Kabelfernsehnetze und deren technische Fähigkei-
ten bilden einen wichtigen Bestandteil der Fernseh-
infrastruktur. Sie werden von entscheidender Bedeu-
tung für die Zukunft fortgeschrittener Fernsehdien-
ste sein. Die von Artikel 4 Buchstabe b der Richtlinie 
vorgegebene Vorschrift stellt bestimmte Anforderun-
gen an Zugangsberechtigungssysteme, damit die 
Weiterverteilung der entsprechenden Fernsehdienste 
und die damit verbundenen Kontrollaufgaben hin-
sichtlich der Zugangsberechtigung für die Kabelfern-
sehbetreiber, welche den unmi ttelbaren Kontakt zum 
Zuschauer herstellen, wirtschaft lich rentabel bleiben. 

Absatz 1 ist eine Schutzvorschrift zugunsten der Be-
treiber von Kabelfernsehnetzen. 

Zu §7 

Die Regelung in Absatz 1 wird von Artikel 4 Buch-
stabe c Abs. 1 der Richtlinie gefordert. Sie soll eine 
Monopolisierung der neuen digitalen Fernsehtechnik 
bei einzelnen Diensteanbietern verhindern und da-
mit deren breite Verwendung fördern. Sie ist daher 
auch eine Schutzvorschrift zugunsten der weiteren 
Anbietern von Fernsehdiensten. 

Die in Absatz 1 Nr. 1 genannten Bedingungen kön-
nen sowohl wirtschaftlicher als auch technischer Art 
sein. Eine konkrete Defini tion der Bedingungen war 
angesichts der Vielgestaltigkeit der Einzelfälle und 
des sich erst entwickelnden Marktes nicht möglich. 

Absatz 1 Nr. 2 soll die Transparenz der Angebotsbe-
dingungen und die Nachprüfbarkeit ihrer Angemes-
senheit sicherstellen. Die Regelung ist von der Richt-
linie in Artikel 4 Buchstabe c Abs. 1 zweiter Spiegel-
strich vorgegeben. 

Absatz 2 stellt klar, daß neben den besonderen Rege-
lungen des Absatzes 1 das allgemeine Wettbewerbs-
recht unverändert zu beachten ist. 

Die Vorschrift des Absatzes 3 wird von der Richtlinie 
in Artikel 4 Buchstabe c Abs. 3 gefordert. Sie stellt 
eine bereichsspezifische Ausprägung des allgemei-
nen zivilrechtlichen Grundsatzes dar, daß sich nur 
derjenige auf die Einhaltung bestimmter Regeln be-
rufen kann, der sich selbst ebenfalls an die entspre-
chenden Regeln hält. 

Zu § 8 

Die Richtlinie schreibt in Artikel 4 Buchstabe c Abs. 2 
eine entsprechende Regelung vor. Ziel ist es, dem 
Zuschauer die erforderlichen Informationen über die 
auf ihn bei dem jeweiligen Fernsehdienst zukom-
menden Kosten zu geben und einen Preisvergleich 
zu ermöglichen. Da es sich insoweit um eine Ver-
braucherschutzvorschrift handelt, ist die Gesetzge-
bungskompetenz des Bundes aus Artikel 74 Nr. 11 
GG herzuleiten. 

Zu § 9 

Ziel der Vorschrift, die Artikel 4 Buchstabe d Abs. 1 
der Richtlinie in nationales Recht umsetzt, ist es, auch 
im Bereich der Kundengeräte einer Monopolisierung 
der neuen Fernsehtechnologie vorzubeugen und da-
mit eine breite und vielfältige Markteinführung neuer 
Geräte zu fördern. Die Vorschrift ist ein Schutzgesetz 
zugunsten der Hersteller entsprechender Geräte. 

Absatz 1 normiert zu diesem Zweck ein Willkür-
und Benachteiligungsverbot bei der Lizenzvergabe. 
Dem in Artikel 4 Buchstabe d Abs. 1 der Richtlinie 
95/47/EG verwendeten Begriff der ,,Industrieeigen-
tumsrechte" entspricht der deutsche Begriff der „ge-
werblichen Schutzrechte" . Er umfaßt Patente, Ge-
brauchs- und Geschmacksmuster sowie Halbleiter

-

schutzrechte. 

Absatz 2 stellt klar, daß der Lizenzgeber sowohl wirt-
schaftliche als auch technische Kriterien bei der Ent-
scheidung über die Vergabe einer Lizenz berücksich-
tigen darf. 

Absatz 3 enthält ein Vertragsklauselverbot hinsicht-
lich solcher Vertragsbestandteile, welche die Nut-
zung konkurrierender Systeme unmöglich machen 
oder behindern sollen. Die Einschränkung in bezug 
auf Sicherheitsbelange der Anbieter dient dem 
Schutz von deren berechtigten Interessen an der Ver-
hinderung der Umgehung ihrer Zugangsberech-
tigungssysteme. 

Zu 10 

Das Gesetz verzichtet ebenso wie die Richtlinie auf 
Instrumente des Verwaltungszwangsrechts zur Ver-
wirklichung seiner Ziele. Mit der Schaffung besonde-
rer, erleichtert geltend zu machender Schadenser-
satzansprüche wird nach dem Vorbild der Verbrau-
cherschutzregelungen im Telekommunikationsgesetz 
erstrebt, daß die Marktteilnehmer selbst im Eigenin-
teresse auf die Einhaltung der Bestimmungen achten. 
Als Alternative kämen nur umfangreiche behördliche 
Aufsichts- und Zwangsmaßnahmen in Betracht. 

Absatz 1 stellt klar, daß Verstöße gegen dieses Gesetz 
eine Vertragsverletzung darstellen; er lehnt sich an 
§ 40 des Telekommunikationsgesetzes an. 

Die Schaffung eines pauschalierten Schadensersat-
zes in Absatz 2 soll Nachweisprobleme des Geschä-
digten, die zur praktischen Wirkungslosigkeit des 
Gesetzes führen könnten, vermeiden. Die Höhe der 
Pauschale orientiert sich an den Be trägen, die bis-
lang von der Rechtsprechung zu § 11 Nr. 5 des Ge-
setzes über Allgemeine Geschäftsbedingungen als 
angemessene vertraglich vereinbarte Schadenspau-
schalierung anerkannt wurden. 

Absatz 3 betrifft  Fälle, in denen die vertraglichen 
Haftungsregelungen nach den Absätzen 1 und 2 
mangels Vertrag nicht eingreifen. Die Regelung er-
möglicht den Ersatz des sogenannten Vertrauens-
schadens, wenn sich ein Marktteilnehmer diskrimi-
nierend verhält. Sie stellt eine zur praktischen Wirk-
samkeit des Gesetzes erforderliche Ergänzung zu 
den weiterbestehenden Ansprüchen insbesondere 
aufgrund des Deliktsrechts dar. 
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Zu § 11 

Die Richtlinie schreibt die Einführung eines Schlich-
tungsverfahrens zwingend vor. Der dortige Rege-
lungszusammenhang läßt deutlich werden, daß hier 
eine zügige und kostengünstige Möglichkeit, sich 
durch Vermittlung einer neutralen, staatlichen In-
stanz außergerichtlich zu einigen, vom Richtlinienge-
ber gewollt ist. Daher kam eine Übernahme der Re-
gelungen zu den Beschlußkammern nach dem Ge-
setz über die Regulierung der Telekommunikation 
und des Postwesens nicht in Be tracht. Um die Schaf-
fung zusätzlicher bürokratischer Instanzen zu ver-
meiden, bietet sich die Übertragung dieser Aufgabe 
auf bestehende Behörden wie das zuständige Bun-
desministerium, die künftige Regulierungsbehörde 
oder das Bundesamt für Post und Telekommunika-
tion an. Private Institutionen erschienen wegen des 
fachlichen Charakters des Verfahrens nicht geeignet. 

Absatz 1 ergibt sich unmittelbar aus Artikel 4 Buch-
stabe e Abs. 1 der Richtlinie. 

Absatz 2 regelt die Besetzung der Schlichtungsstelle. 
Die näheren Einzelheiten könnten einer geschäfts-
ordnungsähnlichen Verfahrensordnung überlassen 
bleiben. 

Die Absätze 3 und 4 regeln Mindestanforderungen 
an das Verfahren, die sich zum Teil unmittelbar aus 
der Richtlinie ergeben. 

Soll das Schlichtungsverfahren seine Funktion erfül-
len können, so bedarf es einer Möglichkeit, den er-
zielten Kompromiß für die Beteiligten verbindlich zu 
machen. Absatz 5 erreicht dies unter Verzicht auf 
eine einseitige hoheitliche Regelung durch die 
Gleichstellung mit einem vor einer anerkannten Gü-
testelle geschlossenen Vergleich im Sinne des § 794

-

Abs. 1 Nr. 1 ZPO. 

Das Schlichtungsverfahren stellt eine staatliche Lei-
stung dar, die aus grundsätzlichen Erwägungen und 
unter Berücksichtigung von Haushaltsaspekten nicht 
kostenfrei sein sollte. Absatz 6 Satz 1 ermöglicht da-
her, Gebühren und Auslagen für das Verfahren zu er-
heben. Die in Satz 2 bestimmte Höhe der Gebühr 
orientiert sich einerseits an der Gerichtsgebühr ge-
mäß § 11 Abs. 2 des Gerichtskostengesetzes, die bei 
hohen Streitwerten derzeit 0,3 % des Wertes beträgt. 
Dieser Wert mußte hier deutlich unterschritten wer-
den, da die Richtlinie ausdrücklich ein kostengünsti-
ges Verfahren fordert , wovon nicht mehr gesprochen 
werden könnte, wenn ähnliche Kosten wie bei einem 
Gerichtsverfahren entstünden, bei dem bei Abschluß 
eines Vergleiches ebenfalls nur eine Gebühr anfällt. 
Ein anderer Orientierungspunkt sind diejenigen Ver-
waltungsgebühren, die nach dem Wert der zu ertei-
lenden Genehmigung berechnet werden. Hier liegen 
die Gebühren bei hohen Werten ebenfa lls in der 
Größenordnung von 0,1 %. Die Mindestgebühr stellt 
einen Schutz vor willkürlicher Inanspruchnahme des 
Schlichtungsverfahrens dar und orientiert sich an der 

Höhe der Gebühren in den landesrechtlichen 
Schiedsamtsverfahren. Soweit nichts anderes be-
stimmt ist, ist das Verwaltungskostengesetz anzu-
wenden. Durch die vorgesehenen Gebühren wird 
eine Kostendeckung erreicht. 

Absatz 7 ist von der Richtlinie in Artikel 4 Buch-
stabe d Abs. 2 vorgegeben. 

Zu § 12 

Die Schaffung von Ordnungswidrigkeits-Tatbestän-
den schien insbesondere do rt  erforderlich, wo die 
Schadensersatzregelung des § 10 alleine mangels 
unmittelbar materiell Geschädigter keinen Anreiz 
zur Beachtung der gesetzlichen Vorgaben bietet. Die 
Androhung und Durchführung von Bußgeldverfah-
ren ist wegen des Verzichts auf eigenständige admi-
nistrative Maßnahmen eine notwendige Bedingung 
zur Durchsetzung der Ziele des Gesetzes. 

Absatz 1 legt die einzelnen Tatbestände in der Rei-
henfolge ihrer Begehungsmöglichkeit nach den Pa-
ragraphen des Gesetzes fest. Die Anzahl der Tatbe-
stände wurde auf das erforderliche Mindestmaß be-
schränkt; so wurde beispielsweise auf die Sanktio-
nierung von Vorschriften, die lediglich ein willkür-
freies und wirtschaftlich angemessenes Verhalten 
verlangen, verzichtet. 

Absatz 2 legt die zulässige Höchstgrenze des Bußgel-
des fest. Um Kosten-Nutzen-Rechnungen seitens der 
Täter zu verhindern, die wegen des markt- und wett-
bewerbslenkenden Charakters des Gesetzes nahelie

-

gen, soll von der Möglichkeit der Erhöhung der 
Geldbuße gemäß § 17 Abs. 4 Satz 2 des Ordnungs-
widrigkeitengesetzes soweit wie möglich Gebrauch 
gemacht werden. 

Die Zuständigkeitszuweisung in Absatz 3 ergibt sich 
aus der sachlichen Zuständigkeit für die Regelungs-
materie und läßt Raum für Verschiebungen. 

Zu § 13 

Die gewählten Übergangsregelungen sind unter Zu-
mutbarkeitsgesichtspunkten erforderlich, aber auch 
ausreichend. Da bezüglich der Geräteherstellung 
größere Umstellungsprobleme in Produktion und 
Vertrieb auftreten können, war diesbezüglich in 
Absatz 2 eine längere Übergangsfrist vorzusehen. 
Zwar enthält die Richtlinie selbst keine Übergangsre-
gelungen. Auch das Europarecht bekennt sich je-
doch zum Grundsatz der Verhältnismäßigkeit, wel-
cher unzumutbaren Verhaltenspflichten entgegen-
steht. 

Zu § 14 

Die Vorschrift entspricht der üblichen Regelung. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Bundesrates 

1. Zu den §§ 2 und 3 

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung zu prü-
fen, ob es notwendig ist, die Formate D2-MAC 
und HD-MAC in das Gesetz einzubeziehen. 

Begründung 

Die deutsche Unterhaltungsindustrie hat die Ent

-

wicklung an diesen beiden Formaten eingestellt 
und konzentriert sich voll auf die Digitaltechnik. 
Die Entwicklung von Fernsehdiensten in den For-
maten D2-MAC und HD-MAC kann sich für Dien-
steanbieter u. U. als teuere Fehlinvestition erwei-
sen. 

2. Zu §7 

§ 7 ist zu streichen. 

Als Folge sind in § 10 Abs. 3 die Wörter „oder § 7" 
zu streichen. 

Begründung 

Die Regelung betrifft Fragen der Verbreitung digi-
taler Fernsehprogramme. Für die Gesetzgebung 
im Bereich Rundfunk (Hörfunk und Fernsehen) 
besitzt der Bund keine Gesetzgebungskompetenz. 
Diese liegt bei den Ländern. Die Länder machen 
von ihrer Gesetzgebungskompetenz mit dem 
Dritten Rundfunkänderungsstaatsvertrag vom 
26. August bis 11. September 1996 auch Ge-
brauch. Dieser fügt in Artikel 1 Nr. 18 eine neue 
Bestimmung (§ 53 Zugangsfreiheit) in den Rund-
funkstaatsvertrag ein. Diese Bestimmung setzt 
Artikel 4 Buchstabe c Abs. 1 erster Spiegelstrich 
der Richtlinie 95/47/EG vom 24. Oktober 1995 
über die Anwendung von Normen für die  Übertra-
gung von Fernsehsignalen um und geht in ihrem 
Anwendungsbereich darüber hinaus. Die Länder 
beabsichtigen ferner, bei der nächsten Änderung 
des Rundfunkstaatsvertrages Bestimmungen zur 
Umsetzung von Artikel 4 Buchstabe c Abs. 1 zwei-
ter Spiegelstrich und Absatz 3 dieser Richtlinie 
aufzunehmen. 

3. Zu § 8 

§ 8 ist zu streichen.  

Als Folge ist in § 12 Abs. 1 Nr. 2 das Wort  „oder" 
durch einen Punkt zu ersetzen und ist die 
Nummer 3 zu streichen. 

Begründung 

Es handelt sich um eine rundfunkspezifische Re-
gelung, für die der Bund keine Gesetzgebungs-
kompetenz besitzt. Die Länder beabsichtigen, bei 
der nächsten Änderung des Rundfunkstaatsvertra

-

ges eine entsprechende Bestimmung zur Umset-
zung von Artikel 4 Buchstabe c Abs. 2 der Richt-
linie 95/47/EG vom 24. Oktober .1995 über die 
Anwendung von Normen für die Übertragung von 
Fernsehsignalen aufzunehmen. 

4. Zu § 9 Abs. 3 

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, im wei-
teren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob die 
Regelung in § 9 Abs. 3 insoweit den Vorgaben der 
Richtlinie 95/47/EG gerecht wird, als danach „Si-
cherheitsbelange " der Anbieter von Zugangsbe-
rechtigungssystemen vom Lizenznehmer lediglich 
„berücksichtigt" werden müssen. Weiter wird um 
Prüfung gebeten, ob das Wort  „vernünftig" in § 9 
Abs. 3 nicht durch ein in seinem Bedeutungs-
gehalt weniger interpretationsbedürftiges Wo rt  er-
setzt werden kann. 

Begründung 

Artikel 4 Buchstabe d Abs. 1 Satz 2 zweiter Spie-
gelstrich der . Richtlinie 95/47/EG schreibt vor, daß 
die Vergabe von Lizenzen von den Rechtsinhabern 
nicht an Bedingungen geknüpft werden darf, mit 
denen der Einbau von Elementen, die einem ande-
ren Zugangssystem eigen sind, in ein Gerät „un-
tersagt, verhindert oder entmutigt werden soll", 
„sofern der Lizenznehmer die vernünftigen und 
angemessenen Bedingungen einhält, mit denen 
die Sicherheit der Transaktionen der Anbieter 
von Zugangsberechtigungssystemen sichergestellt 
wird". 

Diese Formulierung legt es nahe, daß „Sicher-
heitsbelange der Anbieter derartiger Zugangsbe-
rechtigungssysteme" nicht nur „zu berücksichti-
gen", sondern - freilich nur mittels „vernünftiger 
und angemessener Bedingungen" - „sicherzustel-
len" sein könnten. Der Bedeutungsgehalt des aus 
der Richtlinie in den Gesetzentwurf übernomme-
nen, in der deutschen Rechtssprache aber unge-
bräuchlichen Wortes „vernünftig" ist in diesem 
Zusammenhang nur schwer zu ermitteln. Insbe-
sondere ist unklar, inwieweit dieses Wo rt  quantita-
tive, qualitative bzw. finanzielle Elemente enthält. 

5. Zu § 10 

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, im wei-
teren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob § 10 
erforderlich ist, und gegebenenfalls darauf hinzu-
wirken, daß die Vorschrift eine Fassung erhält, die 
sich in das allgemeine System der vertraglichen 
und außervertraglichen Haftung einfügt und das 
Regelungsziel zu erreichen geeignet ist. 
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Begründung 

In der vorliegenden Fassung unterliegt § 10 gra-
vierenden Bedenken, und es ist überdies zweifel-
haft, ob ein Regelungsbedarf besteht. 

In Absatz 1 ist unklar, ob es sich um einen vertrag-
lichen oder einen deliktischen Anspruch handeln 
soll. Sollte an einen vertraglichen Anspruch ge-
dacht sein, wofür der Begriff "Vertragspartner" 
sprechen könnte, so ist die Regelung überflüssig. 
Vertragliche Schadensersatzansprüche ergeben 
sich aus den individuellen vertraglichen Vereinba-
rungen oder aus den gesetzlichen Bestimmungen 
für die jeweilige Vertragsart. Außerdem erweckt 
Absatz 1 den unzutreffenden Eindruck, ein ver-
traglicher Schadensersatzanspruch bestehe in je-
dem Fall, unabhängig von den vertraglichen Ver

-

einbarungen, also auch wenn etwa ein zulässiger 
Haftungsausschluß für leichte Fahrlässigkeit ver-
einbart ist. 

Falls an einen deliktischen Anspruch als besonde-
re Ausprägung des § 823 Abs. 2 BGB gedacht sein 
sollte, so stellt sich ebenfa lls die Frage nach dem 
Regelungsbedürfnis. Soweit es um Bestimmungen 
geht, die den Schutz Dritter zum Gegenstand 
haben, ergibt sich ein Schadensersatzanspruch 
bereits aus § 823 Abs. 2 BGB. Soweit einzelne Be-
stimmungen des Gesetzentwurfs nicht als Schutz-
vorschriften einzustufen sein sollten, können sie 
einen Schadensersatzanspruch ohnehin nicht 
rechtfertigen. 

Falls gleichwohl ein Regelungsbedürfnis für den 
Absatz 1 zu bejahen sein sollte, wäre aber je-
denfalls in ähnlicher Weise wie bei § 35 Abs. 1 
Satz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän-
kungen eine Einschränkung hinsichtlich des 
Schutzzwecks erforderlich. 

Gegen den in Absatz 2 vorgesehenen pauschalier-
ten Schadensersatzanspruch in Höhe von 15 % des 
Vertragsentgelts bestehen erhebliche Bedenken. 
Eine solche Pauschalierung ist dem Zivilrecht 
fremd. Entgegen der Gesetzesbegründung kann 
sie nicht mit einem Hinweis auf § 11 Nr. 5 des 
AGB-Gesetzes gerechtfertigt werden. In jener Vor-
schrift wird zum einen auf den nach dem gewöhn-
lichen Lauf der Dinge zu erwartenden Schaden 
abgestellt und zum anderen die Möglichkeit ver-
langt nachzuweisen, daß ein Schaden nicht oder 
nicht in dieser Höhe entstanden ist. Hinsichtlich 
der Schadenshöhe kommt es bei § 11 Nr. 5 AGBG 
auf die typische Situation in dem jeweiligen Wirt

-schaftsbereich an (BGH NJW 1982, 331, 332). Daß 
in dem hier betroffenen Wirtschaftsbereich 15 % 
als typischer Schaden anzusehen wären, läßt sich 
der Begründung nicht entnehmen. Unausgewo-
gen ist die Bestimmung, weil sie dem Anspruchs-
gegner den Gegenbeweis abschneidet. Schließlich 
ist die gesetzliche Pauschalierung eines Schadens-
ersatzanspruchs deshalb grundsätzlich problema-
tisch, weil sie sich einem Strafschadensersatz zu-
mindest annähert. 

Weiter sollte untersucht werden, ob die Annahme 
eines pauschalen Schadens in Höhe von „15 vom 

Hundert des vertraglich vereinbarten Entgeltes" 
für Vertragsverhältnisse mit pe riodisch wieder-
kehrenden (z. B. monatlichen) Entgeltleistungen 
sachlich gerechtfertigt und handhabbar ist. 

Unklar ist in Absatz 2 das Verhältnis zwischen 
Satz 1 und Satz 2. Das einleitende Wort  ,,daneben" 
in Satz 2 könnte darauf hindeuten, daß ein konkret 
berechneter Schaden zusätzlich zu der Pauschale 
des Absatzes 1 soll gefordert werden können. Das 
widerspräche einem Grundprinzip des Schadens-
ersatzrechts. Innerhalb des Satzes 2 bleibt darüber 
hinaus unklar, in welchem Verhältnis der primäre 
Leistungsanspruch und der Schadensersatzan-
spruch zueinander stehen sollen. 

Auch der Regelungsgehalt des Absatzes 3 ist nicht 
klar. Der Begriff ,,vertrauen" am Ende des Satzes 1 
und der Begriff „sogenannter Vertrauensschaden" 
in der Begründung (Seite 9) könnten dafür spre-
chen, daß hier ein Schadensersatzanspruch in der 
Form des negativen Interesses geregelt werden 
soll. Das wäre aber wenig sinnvoll. Beim negativen 
Interesse ist der Geschädigte so zu stellen, wie er 
stünde, wenn er nicht auf die Wirksamkeit eines 
Geschäfts vertraut hätte (vgl. Palandt/Heinrichs, 
BGB, 55. Aufl., Rn. 17 vor § 249). Für den vorlie-
genden Regelungsbereich kann es dagegen nur 
sinnvoll sein, daß der Geschädigte so gestellt wird, 
wie er stehen würde, wenn der Schädiger sich 
rechtmäßig verhalten hätte. Das wäre nicht das 
negative Interesse, sondern das positive Interesse. 
Insoweit ist ein Regelungsbedürfnis nicht erkenn-
bar, weil sich ein solcher Schadensersatzanspruch 
bereits aus § 823 Abs. 2 BGB ergibt. 

Schließlich erscheint auch Absatz 2 Satz 2 ent-
behrlich. Insbesondere braucht nicht geregelt zu 
werden, daß Unterlassungsansprüche durch 
Schadensersatzansprüche nicht ausgeschlossen 
werden. Möglicherweise sind aber nicht Unter-
lassungsansprüche gemeint, sondern Ansprüche, 
die sich auf ein aktives Handeln der Dienste-
anbieter oder der Schutzrechtsinhaber entspre-
chend den §§ 6, 7 oder 9 des Gesetzentwurfs 
richten. In diesem Fall  sollte geprüft werden, ob 
ein solcher Anspruch normiert werden müßte 
und unter welchen Voraussetzungen er sollte 
geltend gemacht werden können. Auch an eine 
Einbeziehung der Verletzung von Pflichten aus 
den §§ 6, 7 und 9 in die Bußgeldbestimmungen 
sollte gedacht werden. 

Insgesamt kann § 10 - entgegen der Begründung - 
nicht mit einer Bezugnahme auf § 40 des Telekom-
munikationsgesetzes vom 25. Juli 1996 (BGBl. I 
S. 1120) gerechtfertigt werden, weil diese Vor-
schrift wesentlich anders angelegt und ausge-
staltet ist. Ob § 40 des Telekommunikationsgeset-
zes notwendig gewesen wäre, kann dabei offen 
bleiben. 

6. Zu § 11 Abs. 6 Satz 1 

In § 11 Abs. 6 Satz 1 sind nach dem Wort  „Kosten" 
die Wörter „ (Gebühren und Auslagen) " einzufü- 
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gen und die Wörter „(Gebühren und Ausgaben)" 
zu streichen. 

Begründung 

Klarstellung, daß "Gebühren" und „Auslagen" 
Unterbegriffe des Begriffs „Kosten" sind. 

7. Zu § 11 Abs. 6 Satz 2 

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, im wei-
teren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob eine 
deutlich höhere als die vorgesehene Mindestge-
bühr von 40 DM festzusetzen ist. 

Begründung 

Die Mindestgebühr erscheint mit 40 DM als zu ge-
ring bemessen. Die hierfür gegebene Begründung 
begegnet Bedenken. 

Der Vergleich mit in landesrechtlichen Schieds-
amtsverfahren anfallenden Gebühren (in Rhein-
land-Pfalz: 20 DM bis 70 DM) ist nicht gerecht-
fertigt. Die an Schiedspersonen in bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten herangetragenen Sühnever-
suche über vermögensrechtliche Ansprüche haben 
im allgemeinen eine erheblich geringere wirt-
schaftliche Bedeutung als die Angelegenheiten 
nach dem FÜG. Nach der vorgeschlagenen Rege-
lung fiele die Mindestgebühr auch noch für einen 
Streit mit einem Wert von 40 000 DM an (selbst bei 
einem Streitwert von 100 000 DM entstünde nur 
eine Gebühr von 100 DM). Dabei bleibt im übrigen 
unberücksichtigt, daß der Schlichtungsausschuß 
nach § 11 Abs. 2 Satz 2 FÜG aus drei Personen be

-

steht, während nach den Schiedsamtsverfahren 
nur eine Person den Sühneversuch durchführt. 

Die Forderung der Richtlinie nach einem kosten-
günstigen Schlichtungsverfahren steht angesichts 
des zur Durchführung des Verfahrens erforder-
lichen personellen und sächlichen Aufwands der 
Festsetzung einer deutlich über 40 DM liegenden 
Mindestgebühr nicht entgegen. Mit Blick auf die 
nach § 11 Abs. 2 GKG und Nummer 1202 GKG-
KV bei einem Streitwert von 40 000 DM in erster 
Instanz bei einem Vergleich anfallende Gerichts-
gebühr von 565 DM sollte die Mindestgebühr in 
§ 11 Abs. 6 Satz 2 deutlich heraufgesetzt werden. 

8. Zu § 11 Abs. 6 nach Satz 2 

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, im wei-
teren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob in 
§ 11 Abs. 6 nach Satz 2 ein Satz einzufügen ist, in 
dem die Bemessung des Wertes der Streitfrage 
(§ 11 Abs. 6 Satz 2) geregelt wird. 

Begründung 

§ 11 Abs. 6 regelt die Kosten des Schlichtungsver-
fahrens. Die Gebühr soll 0,1 % des Wertes der 
Streitfrage betragen. Wie der Wert der Streitfrage, 
somit der Wert des Streitgegenstandes, zu bemes-
sen ist, ist nicht ausdrücklich geregelt. Da die 
Schlichtungsverfahren Streitgegenstände in bür-
gerlichen Rechtsstreitigkeiten betreffen, bietet es 
sich an, insoweit die Vorschriften des Gerichts-
kostengesetzes und die dort  in Bezug genomme

-

nen Vorschriften der Zivilprozeßordnung hierfür 
heranzuziehen. 
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Anlage 3 

Gegenäußerung der Bundesregierung 

Zu Nummer 1 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die im 
Entwurf des Fernsehsignalübertragungsgesetzes vor-
gesehenen Regelungen über die Übertragungssy-
steme für Femsehdienste in den Formaten D2-MAC 
und HD-MAC in den Gesetzentwurf einbezogen 
bleiben können, da Diensteanbieter damit nicht ge-
hindert werden, Fernsehdienste weiterhin in Digital-
technik anzubieten. 

Für volldigitale Fernsehdienste muß nach dem Inhalt 
des § 3 Abs. 1 Nr. 3 des Gesetzentwurfs ein Übertra-
gungssystem verwendet werden, das von einer an-
erkannten europäischen Normungsorganisation ge-
normt ist, während lediglich die Anbieter von fo rt

-geschrittenen Fernsehdiensten für hochauflösende 
Femsehdienste, die nicht voll digital sind, verpflich-
tet werden, das HD-MAC-Übertragungssystem zu 
verwenden. Ein Verzicht auf die Regelungen bezüg-
lich der D2-MAC- und HD-MAC-Formate ist wegen 
der Bindung durch die Richtlinie 95/47/EG nicht 
möglich. 

Die Bundesregierung weist in diesem Zusammen-
hang darauf hin, daß für die Normung im Bereich der 
fortgeschrittenen Fernsehdienste durch die Richtlinie 
92/38/EWG des Rates vorn 11. Mai 1992 über die 
Annahme von Normen für die Satellitenausstrahlung 
von Fernsehsignalen ein regulatorischer Rahmen 
festgelegt wurde, wobei die Norm HD-MAC als die 
europäische Satelliten- und Kabelübertragungsnorm 
für nicht volldigitales HDTV und die Norm D2-MAC 
für andere, nicht volldigitale Satelliten- und Kabel-
übertragungen im Breitbildschirmformat 16 : 9 zu-
grunde gelegt wurden. 

Zu Nummer 2 

Die Bundesregierung sieht keinen Anlaß, die Rege-
lung des § 7 zu streichen. 

Die Vorschrift legt die Grundlage dafür, eine Mono-
polisierung der neuen digitalen Fernsehtechnik bei 
einzelnen Diensteanbietern zu verhindern und för-
dert auf diese Weise deren breite Verwendung. 

Die Auffassung des Bundesrates, der Bund besitze 
für den Inhalt des § 7 keine Gesetzgebungskompe-
tenz, da diese Bestimmung Fragen der Verbreitung 
digitaler Fernsehprogramme und damit den Bereich 
Rundfunk betreffe, wird nicht geteilt. 

Mit den gesetzlichen Festlegungen im Zusammen-
hang mit den Zugangsdiensten zu digitalen Fernseh-
diensten werden lediglich Pflichten von Dienstean-
bietern geregelt, nicht verpflichtet werden dagegen 
die Rundfunkveranstalter. Anbieter von Fernseh-
diensten mit Zugangsberechtigung sind Unterneh-
men, die ihren Abonnenten, den Fernsehzuschauern, 
zusätzliche Programme oder Leistungen in verschlüs

-

selter Form anbieten. Die aus § 7 Abs. 1 resultieren-
den Pflichten beziehen sich zum einen auf das An-
bieten von technischen Diensten und be treffen inso-
weit den sendetechnischen Teil des Rundfunks. Fer-
ner bezweckt die Regelung des § 7 Abs. 1, daß digi-
tale Fernsehdienste unter gleichen Bedingungen von 
den Rundfunkveranstaltern nachgefragt und vom 
Fernsehzuschauer empfangen werden können und 
eröffnet dadurch gleichwertige Wettbewerbschan-
cen. Dabei geht es nicht um den publizistischen 
Wettbewerb, sondern allein um ökonomischen Wett-
bewerb auf sendetechnischem Gebiet. Die Gesetzge-
bungskompetenz des Bundes ergibt sich hier aus 
Artikel 74 Abs. 1 Nr. 11 und 16 des Grundgesetzes. 
Eine bundesgesetzliche Regelung ist zur Wahrung 
der Rechts- und Wirtschaftseinheit im gesamtstaat-
lichen Interesse erforderlich: Es handelt sich um eine 
Regelung, die eine Monopolisierung der neuen digi-
talen Fernsehtechnik bei einzelnen Diensteanbietern 
verhindern und den ökonomischen Wettbewerb auf 
sendetechnischem Gebiet ermöglichen wi ll. Diese 
Fernsehtechnik ist auf eine weiträumige, im Grunde 
globale, jedenfalls aber die nationalen Grenzen weit 
überschreitende Anwendbarkeit angelegt. Wirt

-schaftsrechtliche Regelungen und Regelungen, die 
die Verhütung des Mißbrauchs wi rtschaftlicher 
Machtstellung zum Gegenstand haben, können hier 
nur einheitlich bundesrechtlich und nicht im Hin-
blick auf regionale, länderspezifische Gegebenheiten 
erfolgen. Es wäre deshalb zu befürchten, daß eine 
Regelung durch - möglicherweise divergierende - 
Landesgesetze dieses Ziel nicht erreicht. 

Der Vorwurf der fehlenden Gesetzgebungskompe-
tenz des Bundes ist selbst dann nicht gerechtfertigt, 
wenn sich Rundfunkveranstalter nicht eines Dien-
steanbieters bedienen, um ihre Programme zu ver-
breiten, sondern selbst als Diensteanbieter wirt-
schaftlich tätig werden. Die Verpflichtung aus § 7 
Abs. 1 trifft auch in diesem Fall den Rundfunkveran-
stalter lediglich in seiner Rolle als Diensteanbieter 
und regelt seine Tätigkeit nur in dieser Funktion. 

Die Bundesregierung schlägt jedoch vor, zur Klar-
stellung, daß durch die Regelung des § 7 keine Ver-
haltenspflichten von Rundfunkveranstaltern geregelt 
werden, die Formulierung „Anbieter von Diensten 
mit Zugangsberechtigung" durch die Formulierung 
„Anbieter und Verwender von Zugangsberechti-
gungssystemen" zu ersetzen. 

Der von den Ländern in diesem Zusammenhang in 
den Dritten Rundfunkänderungsstaatsvertrag vom 
26. August bis 11. September 1996 eingefügte § 53 
(Zugangsfreiheit) reicht zur Umsetzung des vollstän-
digen Artikels 4 der Richtlinie 95/47/EG des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 24. Oktober 
1995 über die Anwendung von Normen für die Über-
tragung von Fernsehsignalen nicht aus. Insbeson-
dere enthält er keine Bestimmungen zu Artikel 4 
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Buchstabe c Abs. 1 zweiter Spiegelstrich, Abs. 2 
und 3 der Richtlinie. Der Inhalt des § 53 stellt nach 
Auffassung der Bundesregierung demnach keine 
ausreichende Umsetzung der Richtlinie dar. Da der 
Inhalt des § 53 des Dritten Rundfunkänderungs-
staatsvertrages inhaltlich der bundesrechtlichen Re-
gelung des § 7 Abs. 1 Nr. 1 des Fernsehsignalübertra-
gungs-Gesetzes nicht entgegensteht, schlägt die 
Bundesregierung zur Betonung der aus Artikel 4 
Buchstabe c Abs. 1 erster Spiegelstrich der Richtlinie 
95/47/EG vom 24. Oktober 1995 resultierenden Ver-
pflichtungen eine Ergänzung des § 7 Abs. 2 vor. 

Unter Zusammenfassung des Vorstehenden schlägt 
die Bundesregierung folgende Fassung des § 7 des 

 Entwurfs des Fernsehsignalübertragungs-Gesetzes 
vor: 

„§ 7 

(1) Anbieter und Verwender von Zugangsberechti-
gungssystemen, die, unabhängig vom Übertragungs-
weg, Zugangsdienste zu digitalen Fernsehdiensten 
herstellen und vermarkten, müssen 

1. allen Rundfunkveranstaltern zu chancengleichen, 
angemessenen und nichtdiskriminierenden Be-
dingungen technische Dienste anbieten, die es 
gestatten, daß deren digitale Fernsehdienste 
von zugangsberechtigten Fernsehzuschauern mit 
Hilfe von Dekodern, die von den Anbietern von 
Diensten verwaltet werden, empfangen werden 
können, 

2. in bezug auf ihre Tätigkeit als Anbieter und Ver-
wender von Zugangsberechtigungssystemen eine 
getrennte Rechnungsführung haben. 

(2) Die Verpflichtung der Anbieter zur Einhaltung 
des nationalen und europäischen Wettbewerbsrech-
tes sowie der landesrechtlichen Rundfunkregelun-
gen bleiben hiervon unberührt. 

(3) Anbieter von digitalen Fernsehdiensten können 
Ansprüche, gestützt auf Absatz 1 oder § 6 gegen 
die Anbieter und Verwender von Zugangsberechti-
gungssystemen nur dann geltend machen, wenn die 
von ihnen angebotenen Dienste mit diesem Gesetz 
und mit den für diese Anbieter unmittelbar gelten-
den europäischen Rechtsvorschriften übereinstim-
men." 

Zu Nummer 3 

Die Auffassung des Bundesrates, die Regelung des 
§ 8 des Entwurfs des Fernsehsignalübertragungsge-
setzes sei wegen der fehlenden Gesetzgebungskom-
petenz des Bundes zu streichen, wird ebenfalls nicht 
geteilt. 

Der von der Bundesregierung beschlossene Entwurf 
eines Gesetzes über die Anwendung von Normen 
für die Übertragung von Fernsehsignalen sieht keine 
wie in Artikel 4 Buchstabe c Abs. 2 der Richtlinie 
95/47/EG vom 24. Oktober 1995 vorgeschriebene 
Pflicht zur Veröffentlichung einer Tarifliste durch 
Rundfunkveranstalter vor. Die durch die Regelung 
des § 8 Verpflichteten sind vielmehr diejenigen, die 
für das Abrechnungssystem mit den Abonnenten 
verantwortlich sind. 

Es trifft ferner nicht zu, daß der Inhalt der Regelung 
des § 8, eine Tarifliste zu veröffentlichen, rundfunk-
spezifischer Natur ist. Die Vorschrift bezweckt viel-
mehr, dem Zuschauer die erforderlichen Informatio-
nen über die auf ihn bei den jeweiligen Fernsehdien-
sten zukommenden Kosten zu geben und einen 
Preisvergleich zu ermöglichen. Die Bundesregierung 
ist der Auffassung, daß es sich hier um eine Verbrau-
cherschutzvorschrift handelt, für die der Bund die 
Gesetzgebungskompetenz nach Artikel 74 Abs. 1 
Nr. 11 des Grundgesetzes (Recht der Wirtscha ft) hat. 

Eine bundesgesetzliche Regelung ist auch hier zur 
Wahrung der Rechts- und Wirtschaftseinheit im ge-
samtstaatlichen Interesse erforderlich, da diese nur 
durch eine bundesgesetzliche Regelung hergestellt 
werden kann. 

Die Bundesregierung schlägt zur Klarstellung, wer 
durch die Regelung des § 8 verpflichtet wird, folgen-
de Formulierung des § 8 vor: 

,,§ 8 

„Jeder für das Abrechnungssystem mit den Abon-
nenten Verantwortliche ist verpflichtet, unverzüglich 
nach Aufnahme seiner Tatigkeit eine Tarifliste zu 
veröffentlichen, in der auch berücksichtigt wird, ob 
Zusatzgeräte bereitgestellt werden. Die Veröffent-
lichung erfolgt im Bundesanzeiger. Vor Abschluß des 
Vertrages über den Empfang von Fernsehprogram-
men gegen Entgelt ist dem Fernsehzuschauer ein 
Abdruck der Tarifliste auszuhändigen." 

Zu Nummer 4 

Die Bundesregierung greift die Anregung des Bun-
desrates auf und schlägt vor, § 9 Abs. 3 wie folgt zu 
fassen: 

„(3) Der Rechteinhaber darf die Vergabe nicht an 
 Bedingungen knüpfen, mit denen der Einbau 

1. einer gemeinsamen Schnittstelle, die den An-
schluß auch mehrerer anderer Zugangssysteme 
ermöglicht, oder 

2. von anderen Elementen, die einem anderen Zu-
gangssystem eigen sind, 

in ein Gerät untersagt, verhindert oder erschwert 
werden soll. Der Lizenznehmer muß angemessene 
Bedingungen des Rechteinhabers, mit denen die 
Sicherheit der Transaktionen der Anbieter von 
Zugangsberechtigungssystemen sichergestellt wird, 
hinnehmen. " 

Die vorgeschlagene Fassung lehnt sich enger an  die 
Richtlinie 95/47/EG an und vermeidet den für die 
deutsche Rechtssprache ungewöhnlichen Terminus 
„vernünftig". 

Zu Nummer 5 

Die Bundesregierung sieht auch nach nochmaliger 
Prüfung keinen Anlaß, die Regelung des § 10 des 
Entwurfs insgesamt zu streichen. 

Die Regelung des § 10 Abs. 1 betrifft vertragliche 
Schadensersatzansprüche. Sie ist erforderlich, weil 
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anderenfalls durch die konkrete Ausgestaltung der 
Vertrage, insbesondere durch eine entsprechende 
Einschränkung der vertraglichen Leistungspflichten, 
die Vorschriften des Gesetzes zu Lasten der schwä-
cheren Marktteilnehmer umgangen werden könn-
ten. 

Ein Haftungsausschluß für leichte Fahrlässigkeit soll 
durch die Vorschrift nicht verhindert werden. 

Die Beschränkung der Schadensersatzpflicht auf Ver-
stöße gegen Vorschriften, die den Schutz des geschä-
digten Vertragspartners bezwecken, ist selbstver-
ständlich. Die Bundesregierung hat keine Einwände, 
wenn eine entsprechende Klarstellung der Vorschrift 
beigefügt wird, so daß die Vorschrift des § 10 Abs. 1 
folgendermaßen lauten sollte: 

„(1) Anbieter von Waren, Rechten oder Dienstlei-
stungen, die vorsätzlich oder fahrlässig gegen die 
Bestimmungen dieses Gesetzes verstoßen, sind ihren 
Vertragspartnern zum Schadensersatz verpflichtet, 
sofern diese Bestimmungen den Schutz des Vertrags-
partners bezwecken. " 

Der Kritik an § 10 Abs. 2 liegt ein Mißverständnis zu-
grunde: Die Pauschalierung selbst wird nicht mit § 11

-Nr. 5 AGB-Gesetz gerechtfertigt, lediglich ihre Höhe 
ist an dem orientiert, was bereits von der Rechtspre-
chung zu jener Vorschrift als angemessen anerkannt 
wurde. Die Notwendigkeit einer Pauschalierung er-
gibt sich aus den Nachweisproblemen im Rahmen 
der Schadensberechnung, die letztlich wieder zur 
praktischen Wirkungslosigkeit des Gesetzes führen 
könnten. 

Die Handhabung der Pauschalisierung bei pe riodisch 
wiederkehrenden Entgeltleistungen wirft keine be-
sonderen Probleme auf, da sie auf das Entgelt bezo-
gen werden kann, welches für den Zeitraum zu ent-
richten ist, während dessen der Verstoß nach 
Absatz 1 vorlag. Um einer Kumulation von konkret 
berechnetem und pauschalisiertem Schadensersatz 
vorzubeugen, sollte das Wort  „Daneben" in Satz 2 
gestrichen und dieser entsprechend umgestellt wer-
den. Die Bundesregierung schlägt demnach folgende 
Fassung des § 10 Abs. 2 vor: 

„(2) Der Schadensersatzanspruch umfaßt pauschal 
15 vom Hundert des vertraglich vereinbarten Entgel-
tes. Die Geltendmachung eines höheren Schadens 
und ein Anspruch auf eine den gesetzlichen 
Bestimmungen entsprechende Leistung bleiben un-
berührt. " 

Die Bundesregierung stimmt der Streichung von § 10 
Abs. 3 zu. 

Zu Nummer 6 

Die Bundesregierung schlägt vor, den Wortlaut des 
§ 11 Abs. 6 Satz 1 entsprechend dem Vorschlag des 
Bundesrates neu zu fassen, so daß die Vorschrift nun-
mehr folgendermaßen lauten sollte: 

„Für das Schlichtungsverfahren werden Kosten (Ge-
bühren und Auslagen) von dem oder den Anrufen-
den erhoben." 

Zu Nummer 7 

Die Bundesregierung hat keine Einwände gegen 
eine Erhöhung der in § 11 Abs. 6 Satz 2 vorgesehe-
nen Mindestgebühr auf 300 DM. Zwar ist die verglei-
chende Bezugnahme auf die Gerichtsgebühren nicht 
sachgerecht, da das Schiedsverfahren gerade der 
Vermeidung von Rechtsstreitigkeiten vor den ordent-
lichen Gerichten dienen soll und die Richtlinie 
95/47/EG gerade deswegen ausdrücklich ein kosten-
günstiges Verfahren fordert. Da die Mindestgebühr 
jedoch nur von willkürlicher Inanspruchnahme des 
Schlichtungsverfahrens abhalten so ll, erscheint auch 
eine Erhöhung auf 300 DM noch von den Intentionen 
der Richtlinie gedeckt. 

Zu Nummer 8 

Die Bundesregierung greift die Anregung des Bun-
desrates auf und schlägt vor, in § 11 Abs. 6 nach 
Satz 2 folgenden neuen Satz 3 einzufügen: 

„Auf die Bestimmung des Wertes der Streitfrage fin-
den die §§ 3 bis 9 der Zivilprozeßordnung entspre-
chende Anwendung. " 

Die bisherigen Sätze 3 bis 5 in Absatz 6 werden die 
Sätze 4 bis 6. 

Die Anwendung der in Bezug genommenen Vor-
schriften erscheint sachgerecht, da sie auf die hier 
vorliegenden bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten zu-
geschnitten sind. Die in § 3 ZPO ausdrücklich vor-
gesehene Wertfestsetzung nach freiem Ermessen ge-
währleistet die notwendige Flexibilität der Schlich-
tungsstelle. Die in § 4 Abs. 1 ZPO vorgesehene We rt

-berechnung zum Zeitpunkt der Antragstellung er-
scheint gegenüber der anderenfalls nach § 9 Abs. 2 
VwKG vorzunehmenden Wertberechnung zum Ende 
des Schlichtungsverfahrens vorzugswürdig, da es 
dem von der Richtlinie 95/47/EG geforderten leich-
ten und kostengünstigen Zugang zum Schlichtungs-
verfahren eher entsprechen dürfte, wenn der Antrag-
steller bereits vorab die auf ihn zukommenden 
Kosten kalkulieren kann. Ein Verweis auf das Ge-
richtskostengesetz ist wegen der Unterschiede zwi-
schen beiden Verfahrensarten nicht erforderlich. 


